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für diese Überprüfung ist insbesondere vom Zustand und 
von der Beanspruchung der Technik, den Arbeitsunfällen 
und arbeitsbedingten Erkrankungen, den Bränden und 
Havarien sowie von den Vorgaben für die planmäßig vor­
beugende Instandhaltung der Arbeitsmittel und Arbeits­
stätten auszugehen (§ 8 ASVO).

Die grundsätzlichen Anforderungen an die Schutzgüte 
gelten auch für den Abschluß von Wirtschaftsverträgen. 
Hier sind die Forderungen zur Gewährleistung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie des Brandschutzes 
zu vereinbaren, die nicht oder für die jeweiligen Bedin­
gungen nicht ausreichend in Rechtsvorschriften festgelegt 
sind (§ 6 ASVO).4

Besonderheiten bei importierten Arbeitsmitteln

Beim Import von Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren und 
Arbeitsstätten sind einige Besonderheiten zu beachten, die 
sich aus der 4. DVO zum VG — Wirtschaftsverträge zur 
Sicherung des Exports und des Imports — vom 16. Mai 
1973 (GBl. I Nr. 29 S. 277) und §8 der 3. DB zur ASVO er­
geben.

Bei Einfuhrverträgen sind stets konkrete Festlegungen 
auch zu den Qualitätsmerkmalen einschließlich der Schutz­
güte zu treffen (§45 der 4. DVO zum VG). Grundsätzlich 
ist bei der Qualitätsvereinbarung im Einfuhrvertrag von 
den Kennwerten und Festlegungen in Rechtsnormen der 
DDR auszugehen. In § 45 Abs. 4 bis 6 der 4. DVO zum VG 
werden Besonderheiten für Importe aus der UdSSR und. 
den anderen Mitgliedsländern des. RGW sowie für Im­
porte aus Ländern, die nicht dem RGW angehören, gere­
gelt. Können die für die Verwendbarkeit in der DDR not­
wendigen Anforderungen nicht durchgesetzt werden und 
bestehen wesentliche Gründe, dennoch zu importieren, so 
hat der Importbetrieb unter Hinzuziehung des zuständigen 
staatlichen Überwachungsorgans bei seinem übergeordne­
ten Organ eine Entscheidung zu veranlassen (§ 8 Abs. 1 
der 3. DB zur ASVO). In der Entscheidung über den Im­
port ist festzulegen, wer notwendig werdende Nach- und 
Umrüstungsarbeiten an den importierten Erzeugnissen 
auszuführen hat (§45 Abs. 7 der 4. DVO zum VG und §8 
der 3. DB zur ASVO). Erforderliche Ausnahmegenehmi­
gungen bzw. Sonderregelungen hat der Importbetrieb zu 
beantragen.

Vor der Anwendung importierter Arbeitsinittel, Ar­
beitsverfahren und Arbeitsstätten hat der Endabnehmer 
den GAB-Nachweis — eingeschränkt auf die Aussagen 
über Abweichungen von Rechtsvorschriften auf Grund von 
Ausnähmegenehmigungen oder Sonderregelungen und 
über die noch verbleibenden Erschwernisse sowie die er­
forderlichen Maßnahmen zur Verhütung schädlicher Aus­
wirkungen (§ 5 Abs. 2 Buchst b und c ASVO) — zu erbrin­
gen. Nur bei Serienimporten obliegt diese Pflicht dem 
Importbetrieb (§ 8 Abs. 2 der 3. DB zur ASVO).

Nachweis über die Gewährleistung
des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes

Der GAB-Nachweis ist grundsätzlich für alle Arbeitsmit­
tel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten zu erbringen. 
Vom Generaldirektor des Kombinats oder dem Betriebs­
leiter sind die Arbeitsstufen festzulegen, für die der GAB- 
Nachweis zu erbringen bzw. zu vervollständigen ist. Der 
Betriebsleiter hat auch zu bestimmen, für welche einfa­
chen Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten 
ohne arbeitsbedingte Gefährdungen oder mit nur gering­
fügigen arbeitsbedingten Gefährdungen der GAB-Nach­
weis in verkürzter Form erbracht werden darf (§ 5 Abs. 3 
der 3. DB zur ASVO).

Der GAB-Nachweis ist von dem dafür verantwortli­
chen leitenden Mitarbeiter zu unterzeichnen. Dieser lei­
tende Mitarbeiter ist für die Richtigkeit des Inhalts des

GAB-Nachweises auch ’ verantwortlich. Bei schuldhafter 
Verletzung seiner sich daraus ergebenden Rechtspflichten 
kann für diesen leitenden Mitarbeiter, wenn die im Ge­
setz beschriebenen Folgen dadurch schuldhaft verursacht 
werden, auch strafrechtliche Verantwortlichkeit eintreten.

Die Schutzgütekommissionen

Mit der 3. DB zur ASVO wurden auch die Aufgaben der 
Schutzgütekommissionen neu geregelt. Die Schutzgüte­
kommission des Kombinats bzw. Betriebes berät die für 
den GAB-Nachweis verantwortlichen leitenden Mitarbei­
ter sowie die Mitarbeiter aus den Bereichen Forschung, 
Entwicklung, Projektierung, Konstruktion und Technolo­
gie bei der Gewährleistung der Schutzgüte (§ 9 Abs. 1 der
3. DB zur ASVO). Die Mitglieder der Schutzgütekommis­
sion sind verpflichtet, sich in Vorbereitung auf die jeweils 
zu lösende Aufgabe die erforderliche Sachkenntnis anzu­
eignen.

Die Schutzgütekommission hat die Gewährleistung der 
Schutzgüte in schriftlichen Stellungnahmen einzuschätzen 
und sich davon zu überzeugen, ob die berechtigten Vor­
schläge, Hinweise und Forderungen auch beachtet wurden 
(§ 9 Abs. 3 der 3. DB zur ASVO). Durch ihre Tätigkeit wird 
aber die Verantwortung des Betriebsleiters und der lei­
tenden Mitarbeiter für die Gewährleistung der Schutzgüte 
nicht aufgehoben oder eingeschränkt.

Die Generaldirektoren der Kombinate bzw. die Leiter 
der den Betrieben übergeordneten Organe haben für ihren 
Verantwortungsbereich einheitliche Grundsätze zur Bil­
dung und Arbeitsweise der Schutzgütekommission zu' er­
lassen. Die Betriebsleiter sind verpflichtet, unter Beach­
tung der vorgegebenen Grundsätze und der betrieblichen 
Besonderheiten Schutzgüteordnungen herauszugeben. Was 
inhaltlich in den Schutzgüteordnungen festgelegt werden 
soll, ist § 12 Abs. 2 der 3. DB zur ASVO zu entnehmen.
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